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1 Folgende Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden eingegangen und werden im Folgenden abgedruckt: 
1.1 Landesbetrieb Verkehr Schleswig-Holstein, Luftfahrtbehörde (Schreiben von 05.05.2010) 
1.2 Landesbetrieb Verkehr Schleswig-Holstein, Luftfahrtbehörde (Schreiben von 21.06.2010) 
1.3 Deutsche Flugsicherung 
1.4 Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt 
1.5 Kreis Pinneberg, Fachdienst Bauordnung 
1.6 Kreis Pinneberg, Fachdienst Straßenbau und Verkehrssicherheit 
1.7 Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände in Schleswig-Holstein 
1.8 Forstbehörde Mitte des Landes Schleswig-Holstein 
1.9 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein, Außenstelle Izehoe 
1.10 WBV Haseldorfer Marsch 
1.11 Wehrbereichsverwaltung Nord, Außenstelle Kiel 

 
 Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Bedenken geäußert (auf Abdruck wurde daher verzichtet): 
 Handwerkskammer Lübeck 
 Landesbetrieb Verkehr Schleswig-Holstein, Niederlassung Itzehoe 
 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 
 Azv Südholstein 
 E.ON Hanse, Netzcenter Uetersen 
 Deutsche Telekom, Netzproduktion GmbH 
 Gemeinde Moorrege, Holm und Appen 
 
2 Folgende Stellungnahmen von Privaten sind eingegangen und werden im Folgenden abgedruckt: 

2.1 Bürgervereinigung gegen Fluglärm Heist und Umgebung e.V. 
(zusätzlich Schreiben vom 12.10.2009 das im Vorwege zur offiziellen Beteiligung eingegangen ist) 

2.2 Flugplatz Uetersen / Heist GmbH  
(zusätzlich Schreiben vom 12.10.2009 das im Vorwege zur offiziellen Beteiligung eingegangen ist) 

2.3 Flugplatzgemeinschaft Uetersen (im Vorwege zur offiziellen Beteiligung eingegangen) 
 
3 Landesplanerische Stellungnahme 
 
4 Stellungnahmen aus der frühzeitigen Bürgerbeteiligung (Bürgerversammlung am 8. März 2010) 
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1.1 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Zu 
1.1 
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1.2 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1.3 

 
 
 

 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme ist bereits gefolgt. 
Da der B-Plan keine neuen Baurechte schafft, sondern ledig-
lich bestehende Baurechte einschränkt, werden die notwendi-
gen Hindernisfreiflächen nicht beeinträchtigt. Evtl. notwendige 
Höhenbeschränkungen können wie bisher im Baugenehmi-
gungsverfahren geregelt werden. 
Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen. 
 

 



Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 7

Zu 
1.3 
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1.4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
b) 
 
 
 
 
c) 
 
 
 
d) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu a) 
Ein Hinweis auf die vorhandene Trinkwasserversorgung wird 
in die Begründung aufgenommen. 
 
Zu b) 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu c) 
Der Stellungnahme kann nicht gefolgt werden. 
Die Beteiligung der UNB im Baugenehmigungsverfahren 
kann nur der Kreis Pinneberg intern regeln. In die Begrün-
dung wird aber unterstützend der Hinweis aufgenommen, 
dass eine Beteiligung der UNB erforderlich ist, um die Belan-
ge von Natur und Landschaft zu berücksichtigen, da der B-
Plan z. B. den notwendigen Ausgleich nicht regelt, sondern 
dieser im Einzelfall zu bestimmen ist. 
 
Zu d) 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
In die Begründung wird im Kapitel „Versorgung“ der Hinweis 
aufgenommen, dass bei evtl. Erweiterungen zu prüfen ist, ob 
die Kapazität der vorhandenen Regenrückhaltungen aus-
reicht. Evtl. Erweiterungen sind im Bauantragsverfahren zu 
regeln. Flächenreserven sind ausreichend vorhanden, so 
dass eine örtliche Festlegung im B-Plan nicht erforderlich ist. 
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1.5  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
• Eine Einmessung des aktuellen Baubestands wird erfol-

gen. 
• Eine Begrenzung der Gebäudehöhen ist nicht erforderlich, 

dies kann im Bauantragsverfahren geregelt werden. 
• Die Hinweise zum Brandschutz werden in die Begründung 

aufgenommen. 
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1.6 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird auf folgende Weise gefolgt: 
Ein Hinweis auf die Sanierungsbedürftigkeit wird in die Be-
gründung aufgenommen. Ob und wann eine Sanierung aller-
dings erfolgen kann, muss der Eigentümer der Straße ent-
scheiden. Im Baugenehmigungsverfahren kann entschieden 
werden, ob die Erschließung durch die Straße noch ausrei-
chend ist. 
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1.7 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1) 
 
 
 

 
 

 
 

 

 

 
Zu 1) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt bzw. ist bereits gefolgt 
worden. 
Die Einstufung als einfacher Bebauungsplan ergibt sich durch 
die getroffenen Festsetzungen automatisch und bedarf keiner 
bewussten Entscheidung. Im Bebauungsplan werden Festset-
zungen nur insoweit getroffen wie sie erforderlich sind. § 30 
BauGB regelt, ab welcher Menge von Festsetzungen der B-
Plan allein die Zulässigkeit von Vorhaben regelt und wann 
ergänzend noch die Regelungen des § 34 oder § 35 des 
BauGB heranzuziehen sind. Da hier nur einzelne Festsetzun-
gen getroffen wurden, handelt es sich automatisch um einen 
sog. einfachen Bebauungsplan. 
 
Der Flugplatz selbst befindet sich nicht im Plangebiet, Rege-
lungen zum Flugverkehr oder zum Fluglärm außerhalb des 
Plangebietes kann der B-Plan nicht treffen.  
Festsetzungen zum Lärmschutz sind im Plangebiet nicht er-
forderlich. Es ist nicht erkennbar, dass schützenswerte Gebie-
te (z. B. Wohngebiete) durch Nutzungen innerhalb des Plan-
gebietes erheblich betroffen sein könnten. 
 
Eine FFH-Verträglichkeitsabschätzung ist im Rahmen der zu-
gehörigen FNP-Änderung durchgeführt worden. Im Ergebnis 
sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Eine 
erneute FFH-Untersuchung im Rahmen des B-Plans ist nicht 
erforderlich, da er keine neuen Eingriffe vorbereitet. 
 
Eine Umweltprüfung wird durchgeführt. Diese frühzeitige Be-
teiligung ist Teil der Umweltprüfung (s. Anschreiben zur früh-
zeitigen Beteiligung vom 20.4.10). 
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Zu 
1.7 
 

 

Zu 1.3) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Der Flugplatzbetreiber erhält kein „rechtliches Mehr“ an Nut-
zungen. Derzeit können unbeschränkt weitere Nutzungen be-
antragt und zugelassen werden. 
Die Aufstellung eines B-Plans war daher erforderlich. 

  

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Zu 1.4) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die Luftaufsichtsbehörde hat am 16. Juni auf Anfrage erklärt, 
dass Sie geringeren Nutzungsmöglichkeiten nicht zustimmt. 
Da Planfeststellungsverfahren des Wirtschaftsministeriums 
Vorrang gegenüber diesem B-Plan hätten, ist es sinnlos B-
Pläne im Widerspruch zur Luftaufsichtsbehörde zu beschlie-
ßen. Es wird vielmehr als Erfolg angesehen, dass die Luft-
fahrtbehörde in ihrer Stellungnahme (s. unter 1.1) freiwillig 
erklärt, zukünftige Vorhaben anhand der Festsetzungen des 
B-Plans zu beurteilen. 
 
Es ist daher nicht zielführend geringere Obergrenzen im B-
Plan festzusetzen. Die festgelegten Obergrenzen werden im 
Übrigen als städtebaulich sinnvoll und verträglich angesehen. 
 
Zu 2.1 und 2.2) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die Begrifflichkeiten sind in der Begründung erläutert. Dort ist 
unter 3.1 erläutert, dass es sich hier um einen Landeplatz 
handelt, im Weiteren aber der geläufigere Oberbegriff Flug-
platz benutzt wird. 
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Zu 
1.7 
 

 

Zu 3) 
Der Stellungnahme kann nicht gefolgt werden. 
Nutzungen die zum Flugbetrieb gehören können aus rechtli-
chen Gründen im Bebauungsplan nicht ausgeschlossen wer-
den. 
Im Kommentar zum Luftverkehrsgesetz von 
Grabherr/Reidt/Wysk heißt es dazu zu § 6 in Randnummer 
180:  
„Die Sperrwirkung für die kommunale Bauleitplanung, die 
durch § 38 BauGB ausgelöst wird, bedeutet nicht, dass die 
Aufstellung von … Bebauungsplänen für die Flughafenfläche 
gar nicht möglich wäre. Unzulässig sind lediglich … solche 
Festsetzungen eines Bebauungsplans, die der fachpla-
nungsrechtlichen Privilegierung widersprechen. Flugplatzspe-
zifische Nutzungen dürfen nicht ausgeschlossen werden.“ 
 
Da Nutzungsarten nicht ausgeschlossen werden können, 
wurde hier zur Regelung ersatzweise die Menge der Bebau-
ung geregelt (hier über die Größe der bebaubaren Grundflä-
che). 
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Zu 
1.7 
 

 

 

 

 
 

 
 

 

Zu 4.1 - 4.2.3) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die Begründung erläutert die Festsetzungen. Die Festsetzung 
zu den zulässigen Nutzungen ist hinreichend genau. Eine de-
taillierte Nennung von Betriebsarten ist nicht erforderlich.  
Bestimmte Nutzungen können aus rechtlichen Gründen nicht 
ausgeschlossen werden (s. Abwägung zu 3.). 
Die Begrenzung des Umfangs ergibt sich durch die Festset-
zung der höchstzulässigen Grundfläche. 
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Zu 
1.7 

 

 

              

 
 

 
 

 

 
Zu 4.2.4 - 4.2.8) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Der Flugplatz selbst befindet sich nicht im Plangebiet, Rege-
lungen zum Flugverkehr oder zum Fluglärm außerhalb des 
Plangebietes kann der B-Plan nicht treffen.  
Festsetzungen zum Lärmschutz sind im Plangebiet nicht er-
forderlich. Es ist nicht erkennbar, dass schützenswerte Gebie-
te (z. B. Wohngebiete) durch Nutzungen innerhalb des Plan-
gebietes erheblich betroffen sein könnten. 
Hierzu sind im Übrigen in den Genehmigungsverfahren für 
Vorhaben jeweils Bestimmungen vorgesehen, die den Schutz 
der Umgebung sicherstellen. 
 
Sollten sich später Ansiedlungswünsche von Betrieben erge-
ben, die Lärmkonflikte verursachen könnten, so kann die Ge-
meinde bei Bedarf den B-Plan ändern und entsprechende 
Regelungen zum Lärmschutz festsetzen. 
 
Die Bewertung von Lärmimmissionen in Bezug auf Natur und 
Landschaft erfolgt im Rahmen des Umweltberichtes, der im 
weiteren Verfahren noch erstellt wird. 
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Zu 
1.7 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5) 
Die vorgenommene frühzeitige Beteiligung diente auch dazu, 
die Planungsziele der Behörden zu erfahren. Im angespro-
chenen Kap. 5.1 der Informationen ging es darum, ob die im 
B-Plan vorgenommene Begrenzung z. B. von der Luftfahrtbe-
hörde akzeptiert wird. Dies ist hier der Fall (s. Stellungnahme 
der Luftfahrtbehörde unter 1.1). 
Eine Übereinstimmung mit den Zielen der Luftfahrtbehörde ist 
im Interesse der Gemeinde, weil sich die Luftfahrtbehörde 
durch ein Planfeststellungsverfahren über die Festsetzungen 
dieses B-Plans hinwegsetzen könnte. Dadurch wäre der Sinn 
des B-Plans in Frage gestellt. 
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Zu 
1.7 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
Zu 6.1 (in der Stellungnahme versehentlich mit 7.1 bezeich-
net)) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Zur Eingriffsregelung ist in Kap. 11 der Informationen folgen-
des erläutert: 
Die Festsetzungen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist 
nicht erforderlich, da die Eingriffe bereits vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt sind bzw. zulässig waren (§ 1a Absatz 3 
Satz 5 BauGB). Dieser B-Plan bereitet keine Eingriffe in Na-
tur- und Landschaft vor, sondern regelt lediglich die Art der 
baulichen Nutzung und gibt eine Obergrenze für bereits jetzt 
zulässige Nutzungen vor. Für konkrete Vorhaben im Plange-
biet ist die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wie für Vor-
haben im Außenbereich gemäß § 35 BauGB anzuwenden. 
Die Eingriffsregelung ist erst im Rahmen der jeweils konkreten 
Baugenehmigungsverfahren abzuarbeiten und umzusetzen. 
 
Diese Aussage behält seine Richtigkeit.  
 
 
Zu 6.2. 
Ein Verstoß gegen die Vorschriften der WSG-Verordnung ist 
nicht erkennbar. Die zuständige Behörde des Kreises Pinne-
berg hat keine Bedenken (s. Stellungnahme des Kreises Pin-
neberg unter 1.4) 
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Zu 
1.7 
 

               

Zu 6.3 - 6.4) 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
Der Umweltbericht wird erst im weiteren Verfahren erstellt, die 
dargestellten Aspekte werden dort untersucht und ggfls. weiter 
ausgeführt. 
Eine artenschutzrechtliche Stellungnahme wird ebenfalls er-
stellt werden. 
Eine FFH-Verträglichkeitsabschätzung ist im Rahmen der zu-
gehörigen FNP-Änderung durchgeführt worden. Im Ergebnis 
sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Eine 
erneute FFH-Untersuchung im Rahmen des B-Plans ist nicht 
erforderlich, da er keine neuen Eingriffe vorbereitet. 
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Zu 
1.7 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
Zu 7) 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Es werden durch diesen B-Plan keine Voraussetzungen zur 
Steigerung des Luftverkehrs geschaffen, sondern lediglich für 
bereits jetzt zulässige Nutzungen eine Obergrenze festge-
setzt. 
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1.8 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Der Waldschutzstreifen wird in die Planzeichnung eingetra-
gen. 
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1.9 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
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1.10 
 
 
 

 

 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1.11 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Ein Hinweis auf den Verteidigungsschutzbereich wird in die 
Begründung aufgenommen. 
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2.1 
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Zu 
2.1 
 
 

 
 

 
 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. – 2.1) 
Der Teil der Stellungnahme ist analog der Stellungnahme der 
AG 29 (siehe 1.7 Abwägung zu Nr. 1. und 1.3). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.2) 
Die Frage der Erforderlichkeit einer Flächennutzungsplanän-
derung stellt sich nicht mehr, da er inzwischen vorliegt und 
rechtskräftig ist. Damit liegt eine Grundlage für Erweiterung 
vor. 
Um die vorhandenen Entwicklungsmöglichkeiten zu regeln, ist  
die Aufstellung eines Bebauungsplans sinnvoll.  
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Zu 
2.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.3) 
Kein Beschluss erforderlich. 
Die Gründe einer Erteilung von gemeindlichem Einvernehmen 
vor der Aufstellung dieses Bebauungsplans sind für dieses 
Verfahren ohne Belang. 
 
 
Zu 2.4 – 8.) 
Der nachfolgende Teil der Stellungnahme ist analog der Stel-
lungnahme der AG 29 (siehe 1.7 Abwägung zu Nr. 1.4 bis 7.). 
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Zu 
2.1  
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 
Kenntnisnahme  
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Zu 
2.1 

 
 

 
 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 29 
unter 1.7. zu Nr. 3. 
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Zu 
2.1 

Im Vorwege zur offiziellen Beteiligung eingegangen:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Es werden keine Flächen zur baulichen Expansion ausgewie-
sen. Der B-Plan legt lediglich eine Obergrenze für jetzt schon 
zulässige Nutzungen fest und regelt die Art der zulässigen 
Nutzung. 
Auch dient der B-Plan nicht dazu, bestehende Bauten zu lega-
lisieren. 
 
Im Übrigen siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der 
AG 29 unter 1.7. 
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Zu 
2.1 
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Zu 
2.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.) 
Der Stellungnahme wurde bereits teilweise gefolgt. 
Der Begriff Flughafen wird nicht mehr verwendet. 
Die Begrifflichkeiten sind in der Information erläutert. Dort ist 
unter 3.1 erläutert, dass es sich hier um einen Landeplatz 
handelt, im Weiteren aber der geläufigere Oberbegriff Flug-
platz benutzt wird. 
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Zu 
2.1 
 

Zu 2.) 
Siehe Abwägungsvorschlag zu Nr. 1 der Stellungnahme der 
AG 29 unter 1.7. 
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Zu 
2.1 

 

Zu 3. – 5.) 
Der Stellungnahem wird nicht gefolgt. 
Der B-Plan macht keine neuen Nutzungen zulässig und berei-
tet auch keine Erweiterungen vor, sondern beschränkt ledig-
lich jetzt schon zulässige Nutzungen. 
Daher wird keine Änderung des Vertragsinhalts oder der Ver-
tragsgrundlage vorgenommen. 
Eine exakte Festsetzung der Vertragsbedingungen war nicht 
möglich, da der B-Plan aus rechtlichen Gründen einige Sach-
verhalte nicht regeln darf. Z. B. können Nutzungen, die zum 
Flugbetrieb gehören, nicht ausgeschlossen werden (s. Abwä-
gungsvorschlag zu Nr. 3 der Stellungnahme der AG 29 unter 
1.7.). 
 
Die bestehenden Nutzungen auf dem Gelände sind bekannt, 
die Erstellung einer Übersicht ist nicht erforderlich. 
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Zu 
2.1 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.) 
Kein Beschluss erforderlich. 
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2.2 

 

 
 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die nach dem B-Plan möglichen Erweiterungen sind 
voraussichtlich für einen längeren Zeitraum ausreichend.  
Die gewünschte Verlegung der Gebietsgrenze nach Os-
ten ist nur schwer umsetzbar. Der B-Plan nutzt hier das 
gesamte Sondergebiet aus der Flächennutzungsplanän-
derung aus. Eine Erweiterung des Sondergebiets im 
Bebauungsplan würde eine Flächennutzungsplanände-
rung erforderlich machen. Daher wird hier auf eine Er-
weiterung verzichtet. Über geringfügige Überschreitun-
gen der Sondergebietsgrenze kann ggfls. im Bauge-
nehmigungsverfahren entschieden werden. 
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Zu 
2.2 
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Zu 
2.2 

Stellungnahme vom 12.10.2009: 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die nach dem B-Plan möglichen Erweiterungen sind 
voraussichtlich für einen längeren Zeitraum ausreichend. 
Eine Einschränkung der wirtschaftlichen Nutzung ist 
nicht zu erkennen.  
Die zusätzliche Bebauungsmöglichkeit im Sondergebiet 
1 beträgt ca. 1.200 m² und nicht wie hier genannt 
900 m². 
Den weiteren Anregungen wurde tlw. schon in dieser 
Planfassung Rechnung getragen. So wurden statt der 
sog. „Planeports“ im Plan „Flugzeugunterstellhallen“ 
festgesetzt. 
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Zu 
2.2 
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Zu 
2.2 
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Zu 
2.2 
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2.3. Im Vorwege zur offiziellen Beteiligung eingegangen:   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme ist bereits teilweise gefolgt. 
Der B-Plan nutzt das gesamte Sondergebiet aus der 
Flächennutzungsplanänderung aus. 
Die zusätzliche Bebauungsmöglichkeit im Sondergebiet 
1 beträgt ca. 1.200 m² und nicht wie hier genannt 
900 m². Dies entspricht Erweiterungsmöglichkeiten um 
rund 15%. 
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Zu 
2.3 
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu a) 
Kein Beschluss erforderlich. 
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Zu 3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) 
 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu b) 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
• Die dargestellten Bedenken sind nachvollziehbar, wenn im 

Baugebiet mehrere verschiedene Flurstücke und Grundei-
gentümer vorhanden sind. Da hier die Baugebiete jeweils in 
der Hand nur eines Verfügungsberechtigten sind, ist nicht 
zu befürchten, dass für einen weiteren Grundeigentümer 
keine Baurechte mehr verbleiben, weil der erste Grundei-
gentümer alle Möglichkeiten ausgenutzt hat. 

• Die Luftfahrtbehörde ist beteiligt worden. 
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1) 
 
 
 
2) 
 

Die Einwohnerversammlung hat beschlossen, dass die Gemeindevertretung 
Heist sich mit folgender Anregung zum Bebauungsplan Nr. 16 befassen mö-
ge: 
 
Die maximal bebaubare Grundfläche soll auf das rechtlich minimal notwendi-
ge Maß reduziert werden.  
 
 
Die Regelungen aus dem zwischen Gemeinde und Flugplatzbetreiber beste-
henden Vertrag sollen in dem Bebauungsplan einbezogen werden. 
 

Zu 1) 
Der Anregung wurde gefolgt. 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu Nr. 1.4. 
 
Zu 2) 
Der Anregung kann nur teilweise gefolgt werden. 
Der Flugplatz selbst befindet sich zu großen Teilen 
nicht im Plangebiet, Regelungen zum Flugverkehr au-
ßerhalb des Plangebietes kann der B-Plan nicht treffen. 
Nutzungen die zum Flugbetrieb gehören, können aus 
rechtlichen Gründen im Bebauungsplan nicht ausge-
schlossen werden. Daher ist es nicht möglich, alle Ver-
tragsbestandteile im B-Plan festzusetzen. 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu Nr. 3. 
 

2.1) Im Sommerhalbjahr (1.4. bis 30.9.) erfolgen an Sonn- und Feiertagen ab 
13.00 Uhr Ortszeit bis Betriebsschluss keine Starts in westlicher Richtung 
zu Schulflügen in der Platzrunde mit motorgetriebenen Flugzeugen (Flug-
zeugen und Motorseglern); (z. Zt. 270°).  
 

Zu 2.1) 
Festsetzungen außerhalb des B-Plan-Geltungsbereichs 
sind rechtlich nicht möglich. 

2.2) Es werden keine befestigten Start- und Landebahnen sowie innerhalb der 
bei Vertragsabschluss auf dem Flugplatz bestehenden Ringstraße keine 
befestigten Rollbahnen erstellt. Eine Landebahnbefeuerung oder sonstige 
Einrichtungen, welche Nachtflugbetrieb ermöglichen, werden nicht erstellt. 
 

Zu 2.2) 
Festsetzungen außerhalb des B-Plan-Geltungsbereichs 
sind rechtlich nicht möglich. 

2.3) Das umzäunte Gelände des Flugplatzes wird nicht erweitert. Außerhalb 
des umzäunten Geländes bauende Bauherren erhalten keinen direkten 
Zugang zum Flugplatz.  
 

Zu 2.3) 
Der Bebauungsplan grenzt durch die Ausweisung der 
Sondergebietsflächen den für die Bebauung vorgese-
henen Bereich von den sonstigen Außenbereichsflä-
chen ab. Baurechte, die außerhalb des Geltungsberei-
ches bestehen, können nicht Regelungsinhalt des Be-
bauungsplanes werden. Die Grenzen des Flugplatzes 
werden nicht durch Bebauungsplan, sondern durch die 
Luftfahrtbehörde festgesetzt. 
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2.4) Die Flugplatz Uetersen GmbH sorgt dafür, dass nicht mehr als 60 Flug-
zeuge in den zu schaffenden Unterstellplätzen untergestellt werden.  
 

Zu 2.4) 
Die Anzahl der gleichzeitig untergestellten oder insge-
samt auf dem Flugplatz stationierten Flugzeuge kann 
nicht durch Bebauungsplan geregelt werden.  
Da Nutzungsarten nicht ausgeschlossen werden kön-
nen, wurde hier zur Regelung ersatzweise die Menge 
der Bebauung geregelt. Die Begrenzung des Umfangs 
ergibt sich durch die Festsetzung der höchstzulässigen 
Grundfläche. 
 

2.5) Die Flugplatz Uetersen GmbH verpflichtet sich, eine Zustimmung zu Be-
triebsgründungen mit dem Firmensitz „Flugplatz Uetersen“ für folgende 
Luftverkehrsarten nicht zu erteilen: Luftfahrtunternehmen für den  

a) gewerblichen Schulungsbetrieb,  
b) Bedarfsluftverkehr mit und ohne feste Flugzeiten einschließlich  
    Seebäderverkehr,  
c) Linienluftverkehr.  

 

Zu 2.5) 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu 3. 
 

2.6) Die Gemeinde Heist ist nicht in der Lage, den Feuerschutz mit ihrem jetzi-
gen Fuhrpark auch auf den Bereich des Flugplatzes mit seinen besonde-
ren Gegebenheiten auszudehnen. Sollte die Gemeinde trotzdem verpflich-
tet werden, den Feuerschutz auf dem Flugplatz zu übernehmen, verpflich-
tet sich die Flugplatz Uetersen GmbH hiermit, sämtliche Kosten zu über-
nehmen, die für die Anschaffung des notwendigen Fahrzeug- und Materi-
albedarfs und die Ausbildung sowie für die Unterhaltung und Wartung ent-
stehen.  
 

Zu 2.6)  
Es handelt sich hier um privatrechtliche Regelungen, 
die nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden kön-
nen. 

2.7) Die Kosten der Unterhaltung des gemeindlichen Weges Bültenkoppel als 
Zufahrt zum Flugplatz werden übernommen. Jährlich werden der Ge-
meinde Heist innerhalb eines Monats nach Rechnungsstellung daher die 
Kosten erstattet, die sie für die Unterhaltung dieses Weges aufwendet.  
Ein Anspruch auf Ausbau (z. B. Verstärkung und Verbreiterung, Oberflä-
chenentwässerung, Beleuchtung) besteht nicht. Sollte die Gemeinde in 
Übereinstimmung mit der Flugplatz Uetersen GmbH den Ausbau im Hin-
blick auf den Umfang der Flugplatznutzung für erforderlich halten, ver-

Zu 2.7) 
Festsetzungen außerhalb des B-Plan-Geltungsbereichs 
sind rechtlich nicht möglich. 
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pflichtet sich die Flugplatz Uetersen GmbH hiermit, auf ihre Kosten den 
Ausbau vorzunehmen. 
 

2.8) Über den im nachfolgenden § 2 festgelegten Rahmen hinaus erfolgt kein 
weiterer Ausbau des Flugplatzes. Einrichtungen zur Gewährleistung der 
Sicherheit des öffentlichen Flugbetriebes sind hiervon ausgenommen und 
können von Fall zu Fall beantragt werden. Gewerbetreibende, die nicht 
unter Ziffer 5 fallen, erhalten auf dem Flugplatz ohne Zustimmung der 
Gemeinde Heist keine Betriebserlaubnis. Ausgenommen hiervon sind die 
Zulassung eines Gewerbetreibenden Gastwirts und die der Firma Techni-
cal-Service, 2 Hamburg 62, Flughafen, von der Flugplatz Uetersen GmbH 
bereits erteilte Zusage zur Ausübung eines Wartungsbetriebes. Aus dieser 
Zusage kann die Firma Technical-Service gegenüber der Gemeinde Heist 
nicht das Recht zum Bau einer Wartungshalle ableiten.  
 

Zu 2.8) 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu 3. 
 

2.9) Die Gemeinde Heist übernimmt folgende Verpflichtungen:  
 
Die Zustimmung gem. § 35 BBauG dafür zu erteilen, dass langfristig Un-
terstellplätze für höchstens 60 motorgetriebene Flugzeuge (Motorsegler 
und Flugzeuge) mit einem Höchstgewicht bis zu 5,7 t und einer Ge-
räuschentwicklung zu schaffen, die zurzeit der Unterstellung den zu die-
sem Zeitpunkt veröffentlichten Lärmvorschriften entsprechen. Die Be-
schränkung hinsichtlich der Geräuschsegler, die nach Inkrafttreten dieses 
Vertrages zur Unterstellung angemeldet werden.  
 
Bauträger sind die verschiedenen, auf dem Flugplatz Uetersen beheima-
teten Luftsportvereine. 
 

Zu 2.9)  
Siehe 2.4. 

2.10) Die Zustimmung gem. § 35 BBauG für den Bau eines Restaurants ohne 
Übernachtungsmöglichkeiten, jedoch mit Clubräumen. Die im Gebäude 
enthaltenen Räumlichkeiten für Tower und Flugberatung bleiben auf das 
unbedingt erforderliche Maß beschränkt und müssen sich im Rahmen der 
öffentlich-rechtlichen Richtlinien halten. 
 

Zu 2.10) 
Nutzungen die zum Flugbetrieb gehören können aus 
rechtlichen Gründen im Bebauungsplan nicht ausge-
schlossen werden. 
Es wird für ausreichend gehalten, eine obere Begren-
zung soll nur im Rahmen der jetzt getroffenen Flächen-
größen festzusetzen. 
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2.11) Die Flugplatz Uetersen GmbH sorgt dafür, dass die Auflagen dieses Ver-

trages von allen Flugplatzbenutzern eingehalten und dass Verstöße abge-
stellt werden. Sie verpflichtet sich, alle ihr bekannt gewordenen fliegeri-
schen Verstöße von An- und Abfliegern sowie von Flugzeugführern in der 
Platzrunde an den Minister für Wirtschaft und Verkehr als die zuständige 
Ordnungsbehörde zur Ahndung zu melden. 
 

Zu 2.11) 
Festsetzungen zu Meldepflichten oder Ordnungswidrig-
keiten nach Luftverkehrsrecht können nicht im Be-
bauungsplan getroffen werden. 
 

2.12) Die Flugplatz Uetersen GmbH verpflichtet sich durch diesen Vertrag zu-
sätzlich zu folgendem:  
 
Die Gemeinde Heist erhält die genaue Zahl der im Jahre 1974 am Flug-
platz Uetersen im Sommerhalbjahr an Samstagen (ganztätig) und an 
Sonn- und gesetzlichen Feiertagen (von Betriebsbeginn bis 13.00 Uhr 
Ortszeit) durchgeführten Schulplatzrundenflüge mit motorgetriebenen 
Flugzeugen.  

 
Die Bewegungszahl wird während der genannten Zeiträume in Zukunft 
eingefroren. Die Gemeinde Heist gesteht jedoch einen Überhang von ins-
gesamt 10 % zu.  
 
Die anfallenden Bewegungszahlen werden der Gemeinde Heist viertel-
jährlich zur Verfügung gestellt.  
 

Zu 2.12) - 2.13) und 2.15) - 2.16) 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu 3. 
 
 

2.13 Die Gemeinde Heist erhält in zweifacher Ausfertigung die genaue Zahl der 
im Jahre 1974 am Flugplatz Uetersen, im Sommerhalbjahr an Samstagen 
(ganztägig) und an Sonn- und Feiertagen (von Betriebsbeginn bis 13.00 
Uhr Ortszeit) durchgeführten Schulflüge in der Platzrunde mit Motorseg-
lern und Flugzeugen. Die Bewegungszahl wird während der genannten 
Zeiträume in Zukunft eingefroren. Ein Überhang von 10 % wird von der 
Gemeinde zugestanden.  
Die insoweit anfallenden Bewegungszahlen werden der Gemeinde Heist 
zweifach vierteljährlich, und zwar unmittelbar nach Quartalsende zur Ver-
fügung gestellt.  
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2.14) Die Flugplatz Uetersen GmbH sorgt im Rahmen ihrer Möglichkeiten dafür, 
dass nicht mehr als höchstens 60 motorgetriebene Flugzeuge (Motorflug-
zeuge und Motorsegler; beheimatete und nicht beheimatete) ihren regel-
mäßigen Standort auf dem Verkehrslandeplatz haben.  
 

Zu 2.14) 
Siehe 2.4. 

2.15) Die Flugplatz Uetersen GmbH verpflichtet sich, Genehmigungen und Ein-
richtungen, die als Voraussetzungen für die Benutzung des Platzes durch 
Luftverkehrsarten gem. § 1 Pos. 5. b) und c) des Vertrages vom 
21.11.1975 erforderlich sind, nicht zu erteilen bzw. zu erstellen.  
 

2.16) Sie verpflichtet sich in Ergänzung zu § 2 Pos. 2. Des Vertrages vom 
21.11.1975, dass keine Abfertigungshalle für Personen- und Gepäckabfer-
tigung gebaut wird und dass die spätere Verwendung anderer erstellter 
Räumlichkeiten für diesen Zweck ausgeschlossen wird.  
 

 

 
3) 

 

Zu 3) 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu 3. 
 

4) Zu 4) 
Siehe 2.4. 
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5) Zu 5) 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der AG 
29 unter 1.7. zu 3. 
 

 
 
 


